Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1097 


Der Bundesminister für Wirtschaft 

IV 1 -28 03 05/2- 


Bonn, den 12. August 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zahlungsverkehr mit der Ost-Berliner Deutschen Noten- 
bank 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Strauß und Genos- 
sen 

- Drucksache VI/ 1068 - 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für inner- 
deutsche Beziehungen beantworte ich die Kleine Anfrage wie 
folgt: 


1. Ist es zutreffend, daß die Deutsche Bundesbank im Einver- 
nehmen mit der Bundesregierung Verhandlungen über Fragen 
des Zahlungsverkehrs mit der Ost-Berliner Deutschen Noten- 
bank angeregt hat? 


Es trifft zu, daß die Deutsche Bundesbank im Einvernehmen mit 
der Bundesregierung durch ein Schreiben vom 22. Juni 1970 
an die Staatsbank der DDR erneut ihre Bereitschaft zur Auf- 
nahme von Verhandlungen über den nicht-kommerziellen Zah- 
lungsverkehr zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR bekundet hat. 


2. Inwieweit gehen die Versuche, den Zahlungsverkehr zwischen 
beiden Teilen Deutschlands zu regeln, über Versuche früherer 
Bundesregierungen hinaus, und welche wirtschaftlichen und 
finanziellen Auswirkungen ergeben sich daraus? 

Die derzeitigen Bemühungen, den Zahlungsverkehr der Bundes- 
republik Deutschland und der DDR zu regeln, gehen nicht über 
Versuche früherer Bundesregierungen hinaus. 
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In der Regierungserklärung vom 12. April 1967 war eine „Er- 
leichterung des Zahlungsverkehrs durch innerdeutsche Ver- 
rechnung" vorgeschiagen worden. Die Bundesregierung der 
Großen Koalition regte dementsprechend an, die Deutsche 
Bundesbank möge der Staatsbank der DDR Verhandlungen 
über den Verrechnungsverkehr anbieten. Daraufhin hat sich die 
Deutsche Bundesbank in einem Schreiben vom 3. Januar 1969 
an die Staatsbank -der DDR bereit erklärt, über ein Abkommen 
zur Regelung des nicht-kommerziellen Zahlungsverkehrs zu 
verhandeln. Dieses Verhandlungsangebot hat die Deutsche 
Bundesbank in ihrem Schreiben vom 22. Juni 1970 lediglich 
wiederholt. 


3, Trifft es zu, wie der Sprecher der Bundesregierung erklärt hat 
- siehe Münchner Merkur vom 7. Juli 1970 daß die Bundes- 
regierung beabsichtigt, den jetzigen Wechselkurs von rund 
3,5 DM Ost zu 1 DM West vertraglich auf 1 DM Ost zu 1 DM 
West umzustellen? 


Es trifft nicht zu, daß die Bundesregierung beabsichtigt, mit der 
DDR über einen Wechselkurs zu verhandeln. Zwischen der 
Deutschen Mark (West) und der Mark der DDR gibt es keinen 
amtlichen Wechselkurs. Die Bundesregierung hat weder Anlaß 
noch Möglichkeit, daran etwas zu ändern. 

Bei etwaigen Verhandlungen über eine Erweiterung des Ver- 
rechnungsverkehrs würde es darum gehen, den Austausch von 
Zahlungen auch auf den nicht-kommerziellen Bereich (z. B. 
Sparguthaben und Erbschaftsregulierungen) auszudehnen. 


In Vertretung 

Dr. Rohwedder 



